
E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert wird (23. StVO-
Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Die Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960), BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch BGBl. I 
Nr. 116/2010, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Z 11b lautet: 
 „11b. Radfahranlage: ein Radfahrstreifen, ein Mehrzweckstreifen, ein Radweg, ein Geh- und Radweg, 

eine Fahrradstraße oder eine Radfahrerüberfahrt;“ 

2. § 3 samt Überschrift lautet: 

„Rücksichtnahmegebot und Vertrauensgrundsatz. 

§ 3. (1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht-
nahme. 

(2) Unbeschadet Abs. 1 darf jeder Straßenbenützer vertrauen, dass andere Personen die für die Be-
nützung der Straße maßgeblichen Rechtsvorschriften befolgen, außer er müsste annehmen, dass es sich 
um Kinder, Sehbehinderte mit weißem Stock oder gelber Armbinde, offensichtlich Körperbehinderte oder 
Gebrechliche oder um Personen handelt, aus deren augenfälligem Gehaben geschlossen werden muss, 
dass sie unfähig sind, die Gefahren des Straßenverkehrs einzusehen oder sich dieser Einsicht gemäß zu 
verhalten. 

(3) Der Lenker eines Fahrzeuges hat sich gegenüber Personen, gegenüber denen der Vertrauens-
grundsatz gemäß Abs. 2 nicht gilt, insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch 
Bremsbereitschaft so zu verhalten, dass eine Gefährdung dieser Personen ausgeschlossen ist.“ 

3. § 9 Abs. 3 lautet: 

„(3) Ist an einer geregelten Kreuzung auf der Fahrbahn eine Haltelinie (§ 55 Abs. 2) angebracht, so 
darf beim Anhalten nur bis an diese Haltelinie herangefahren werden. Sind an einer geregelten Kreuzung 
auf der Fahrbahn zwei parallele Haltelinien angebracht, so darf in dem in § 12 Abs. 5 geregelten Fall mit 
Motorrädern bis zu der dem Kreuzungsmittelpunkt näher liegenden Haltelinie herangefahren werden.“ 

4. In § 24 Abs. 1 lit. o wird der Punkt am Ende durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgende lit. p 
angefügt: 
 „p) entlang von nicht unterbrochenen, am Fahrbahnrand angebrachten gelben Linien.“ 

5. § 24 Abs. 3 lit. a lautet: 
 „a) Im Bereich der Vorschriftszeichen „Parken verboten“ und „Wechselseitiges Parkverbot“ nach 

Maßgabe der Bestimmungen des § 52 Z 13a und 13c, auf Straßenstellen, die mit einer Zickzack-
linie gekennzeichnet sind, sowie entlang von unterbrochenen, am Fahrbahnrand angebrachten 
gelben Linien,“ 
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6. § 24 Abs. 3 lit. f lautet: 
 „f) in der Zeit des Fahrverbotes gemäß § 42 Abs. 1 sowie sonst von 22 Uhr bis 6 Uhr im Ortsgebiet 

weniger als 25 m von Häusern entfernt, die ausschließlich oder vorwiegend Wohnzwecken die-
nen oder die Krankenanstalten, Kuranstalten oder Altersheime sind, mit Lastkraftwagen, Spezi-
alkraftwagen, Anhängern und Sattelzugfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtge-
wicht von jeweils mehr als 3,5 t,“ 

7. In § 43 Abs. 2a Z 1 und 2 wird das Wort „Kraftwagen“ jeweils durch das Wort „Kraftfahrzeugen“ 
ersetzt. 

8. § 45 Abs. 4 und 4a lautet: 

„(4) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a Z 1 angegebenen Kurz-
parkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren erteilt werden, wenn der Antragsteller in dem gemäß 
dieser Verordnung umschriebenen Gebiet seinen Hauptwohnsitz hat, ein persönliches Interesse nach-
weist, in der Nähe dieses Wohnsitzes zu parken und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist, oder 
 2. nachweist, dass ihm ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug auch zur Privatnutzung überlassen 

wird. 

(4a) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a Z 1 angegebenen Kurz-
parkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren im notwendigen zeitlichen Ausmaß erteilt werden, 
wenn der Antragsteller zu dem in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a Z 2 umschriebenen Personenkreis 
gehört und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist, oder nachweislich ein arbeitge-

bereigenes Kraftfahrzeug beruflich benützt, und 
 2. entweder die Tätigkeit des Antragstellers ohne Bewilligung erheblich erschwert oder unmöglich 

wäre, oder die Erteilung der Bewilligung im Interesse der Nahversorgung liegt.“ 

9. § 46 Abs. 1 lautet: 

„(1) Autobahnen dürfen nur mit Kraftfahrzeugen benützt werden, die eine Bauartgeschwindigkeit 
von mindestens 60 km/h aufweisen und mit denen diese Geschwindigkeit überschritten werden darf; dies 
gilt nicht für Fahrzeuge des Straßendienstes. Jeder andere Verkehr, insbesondere der Fußgängerverkehr, 
der Verkehr mit Fahrrädern, Motorfahrrädern und Fuhrwerken, der Viehtrieb und das Reiten, ist auf der 
Autobahn verboten. Im Bereich eines Grenzüberganges darf die Autobahn betreten werden, um Tätigkei-
ten zu verrichten, die mit der Grenzabfertigung oder einer Verkehrszählung zusammenhängen oder einem 
vordringlichen Bedürfnis der Straßenbenützer dienen (wie Geldwechsel, Aufsuchen von Informationsstel-
len u. dgl.); das gleiche gilt für den Bereich einer Mautstelle oder eines Kontrollplatzes sinngemäß.“ 

10. In § 52 lit. a Z 7e lautet die Legende unter der Abbildung: 
„Dieses Zeichen zeigt an, dass das Fahren mit Beförderungseinheiten, mit denen gefährliche Gü-
ter gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert wer-
den und die gemäß diesen Vorschriften mit orangefarbenen Tafeln zu kennzeichnen sind, verbo-
ten ist. Bezieht sich das Verbot auf einen gemäß diesen Vorschriften kategorisierten Tunnel, ist 
auf einer Zusatztafel mit den Großbuchstaben „B“, „C“, „D“ oder „E“ die diesem Tunnel gemäß 
den genannten Vorschriften zugeordnete Tunnelkategorie anzugeben; in diesem Fall gilt das 
Verbot nur für Beförderungseinheiten, mit denen gefährliche Güter befördert werden, die in Tun-
neln der jeweiligen Tunnelkategorie nicht zugelassen sind.“ 

11. In § 52 lit. b Z 15a lautet die Legende unter der Abbildung: 
„Dieses Zeichen zeigt an, dass Lenker von Beförderungseinheiten, mit denen gefährliche Güter 
gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert werden 
und die gemäß diesen Vorschriften mit orangefarbenen Tafeln zu kennzeichnen sind, nur in der 
durch den Pfeil angegebenen Fahrtrichtung fahren dürfen. Ist dieses Gebot auf Grund eines für 
einen kategorisierten Tunnel i.S. der Z 7e geltenden Fahrverbots erforderlich, so ist auf einer Zu-
satztafel mit den Großbuchstaben „B“, „C“, „D“ oder „E“ die diesem Tunnel zugeordnete Tun-
nelkategorie anzugeben; in diesem Fall gilt das Gebot nur für Beförderungseinheiten, mit denen 
gefährliche Güter befördert werden, die in Tunneln der jeweiligen Tunnelkategorie nicht zugelas-
sen sind.“ 

12. In § 53 Abs. 1 wird nach Z 2b folgende Z 2c eingefügt: 
 „2c. ‚KENNZEICHNUNG EINES SCHUTZWEGS UND EINER RADFAHRERÜBERFAHRT’ 
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 Diese Zeichen zeigen einen Schutzweg und eine unmittelbar daneben liegende Radfahrerüber-
fahrt an, wobei die Symbole entsprechend der Sicht des ankommenden Verkehrs anzuordnen 
sind. Sie können an Stelle von zwei Zeichen gemäß Z 2a und 2b verwendet werden.“ 

13. In § 53 Abs. 1 werden folgende Z 26 bis 29 angefügt: 
 „26. ‚FAHRRADSTRASSE’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt eine Straße an, die nur von Fahrrädern benützt werden darf. Auf einer Zu-
satztafel kann angegeben werden, dass die betreffende Straße auch von anderen Fahrzeugarten 
(z.B. Fahrzeugen des Kraftfahrlinienverkehrs) benützt werden darf. 

 27. ‚RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt einen Radweg an, der von Radfahrern benützt werden darf, aber nicht 
muss. 

 28. ‚GEH- UND RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
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 a)   

 b)   

 Diese Zeichen zeigen einen Geh- und Radweg an, der von Radfahrern benützt werden darf, aber 
nicht muss, und zwar ein Zeichen nach a) einen für die gemeinsame Benützung durch Fußgänger 
und Radfahrer bestimmten Geh- und Radweg und ein Zeichen nach b) einen Geh- und Radweg, 
bei dem der Fußgänger- und Fahrradverkehr getrennt geführt werden, wobei die Symbole im 
Zeichen nach b) der tatsächlichen Verkehrsführung entsprechend anzuordnen sind (Fußgänger 
rechts, Fahrrad links oder umgekehrt). 

 29. ‚ENDE EINER FAHRRADSTRASSE, EINES RADWEGS ODER GEH- UND RADWEGS 
OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
 Ein roter Querbalken von links unten nach rechts oben in den Zeichen nach Z 26, 27 und 28 zeigt 
das Ende der jeweiligen Radfahranlage an.“ 

14. An § 55 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) Abweichend von Abs. 6 sind die in § 24 Abs. 1 lit. p und 3 lit. a genannten Linien in gelber Far-
be auszuführen; die in § 24 Abs. 3 lit. a angeführten Linien sind überdies abweichend von Abs. 2 als 
unterbrochene Linien auszuführen. Die genannten Linien sind außerhalb einer allenfalls vorhandenen 
Randlinie anzubringen.“ 

15. § 68 lautet: 

„§ 68. (1) Auf Straßen mit einer Radfahranlage ist mit einspurigen Fahrrädern ohne Anhänger die 
Radfahranlage zu benützen, wenn das Befahren der Radfahranlage in der vom Radfahrer beabsichtigten 
Fahrtrichtung gemäß § 8a erlaubt ist. Mit Fahrrädern mit einem Anhänger, der nicht breiter als 80 cm 
oder ausschließlich zur Personenbeförderung bestimmt ist, mit mehrspurigen Fahrrädern, die nicht breiter 
als 80 cm sind, sowie bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern darf die Radfahranlage benützt werden; 
mit Fahrrädern mit einem sonstigen Anhänger und mit breiteren mehrspurigen Fahrrädern ist die für den 
übrigen Verkehr bestimmte Fahrbahn zu benützen. Auf Gehsteigen und Gehwegen ist das Radfahren in 
der Längsrichtung verboten. Auf Geh- und Radwegen haben sich Radfahrer so zu verhalten, dass Fuß-
gänger nicht gefährdet werden. 

(2) Die Behörde kann bestimmen, dass ein Radweg oder ein Geh- und Radweg von Radfahrern be-
nützt werden darf, aber nicht muss. Derartige Radwege oder Geh- und Radwege sind mit den Zeichen 
gemäß § 53 Abs. 1 Z 27 bis 29 anzuzeigen. 
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(3) Radfahrer dürfen nur auf Radwegen und in Wohnstraßen sowie auf sonstigen Straßen mit öffent-
lichem Verkehr bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern nebeneinander fahren; beim Nebeneinanderfah-
ren darf nur der äußerste rechte Fahrstreifen benützt werden. In Fußgängerzonen dürfen Radfahrer neben-
einander fahren, wenn das Befahren der Fußgängerzone mit Fahrrädern erlaubt ist. 

(4) Es ist verboten, 
 a) auf einem Fahrrad freihändig zu fahren oder die Füße während der Fahrt von den Treteinrichtun-

gen zu entfernen, 
 b) sich mit einem Fahrrad an ein anderes Fahrzeug anzuhängen, um sich ziehen zu lassen, 
 c) Fahrräder in einer nicht verkehrsgemäßen Art zu gebrauchen, zum Beispiel Karussellfahren, 

Wettfahren und dgl., 
 d) beim Radfahren andere Fahrzeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen. 

(5) Radfahrer dürfen sich Radfahrerüberfahrten, wo der Verkehr nicht durch Arm- oder Lichtzeichen 
geregelt wird, nur mit einer Geschwindigkeit von höchstens 10 km/h annähern und diese nicht unmittel-
bar vor einem herannahenden Fahrzeug und für dessen Lenker überraschend befahren. 

(6) Fahrräder sind so aufzustellen, dass sie nicht umfallen oder den Verkehr behindern können. Ist 
ein Gehsteig mehr als 2,5 m breit, so dürfen Fahrräder auch auf dem Gehsteig abgestellt werden; dies gilt 
nicht im Haltestellenbereich öffentlicher Verkehrsmittel, außer wenn dort Fahrradständer aufgestellt sind. 
Auf einem Gehsteig sind Fahrräder platzsparend so aufzustellen, dass Fußgänger nicht behindert und 
Sachen nicht beschädigt werden. 

(7) Gegenstände, die am Anzeigen der Fahrtrichtungsänderung hindern oder die freie Sicht oder die 
Bewegungsfreiheit des Radfahrers beeinträchtigen oder Personen gefährden oder Sachen beschädigen 
können, wie zum Beispiel ungeschützte Sägen oder Sensen, geöffnete Schirme und dgl., dürfen auf dem 
Fahrrad nicht mitgeführt werden. 

(8) Wer ein Kind bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr im Sinne des § 65 Abs. 1 beim Lenken ei-
nes Fahrrads beaufsichtigt, hat dafür zu sorgen, dass das Kind einen Sturzhelm in bestimmungsgemäßer 
Weise gebraucht. Dies gilt nicht, wenn der bestimmungsgemäße Gebrauch des Helmes wegen der körper-
lichen Beschaffenheit des Kindes nicht möglich ist. Im Falle eines Verkehrsunfalls begründet das Nicht-
tragen des Helms kein Mitverschulden im Sinne des § 1304 ABGB an den Folgen des Unfalls.“ 

16. § 82 Abs. 5 lautet: 

„(5) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn 
 1. diese Straßenbenützung einem vordringlichen Bedürfnis der Straßenbenützer dient oder für diese 

immerhin von erheblichem Interesse ist und 
 2. durch diese Straßenbenützung die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs nicht 

wesentlich beeinträchtigt wird oder eine über das gewöhnliche Maß hinausgehende Lärment-
wicklung nicht zu erwarten ist. 

Wenn es die Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs erfordert, ist die Bewilligung bedingt, 
befristet oder mit Auflagen zu erteilen; die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für 
die Erteilung weggefallen sind.“ 

17. § 84 Abs. 4 lautet: 

„(4) Ist eine Werbung oder Ankündigung entgegen der Bestimmung des Abs. 2 und ohne Bewilli-
gung nach Abs. 3 angebracht worden, so hat die Behörde die Entfernung ohne weiteres Verfahren zu 
veranlassen. Die Kosten für die Entfernung sind vom Besitzer oder Verfügungsberechtigten zu tragen und 
sind ihm mit Bescheid vorzuschreiben.“ 

18. In § 94d wird in Z 4 am Ende der lit. c das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt, in lit. d das 
Wort „oder“ angefügt und nach lit. d folgende lit. e eingefügt: 
 „e) sonstige, über die genannten hinausgehende, aufgrund einer gemäß Z 7a erteilten Bewilligung 

erforderliche Verkehrsverbote und Verkehrsbeschränkungen“ 

19. In § 94d wird nach Z 7 folgende Z 7a eingefügt: 
 „7a. die Bewilligung sportlicher Veranstaltungen einschließlich der in § 64 Abs. 3 vorgesehenen 

Maßnahmen,“ 

20. In § 94d wird nach Z 16 folgende Z 16a eingefügt: 
 „16a. die Aufforderung an den Grundeigentümer gemäß § 91 Abs. 1,“ 
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21. In § 99 Abs. 3 lit. j wird der Punkt am Ende durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgende lit. k 
angefügt: 
 „k) wer durch Arbeiten auf oder neben der Straße entgegen den Bestimmungen des § 90 den Stra-

ßenverkehr beeinträchtigt.“ 

22. § 99 Abs. 4 lit. f lautet: 
 „f) wer an Einfriedungen spitze Gegenstände anbringt oder frisch gestrichene Gegenstände nicht 

kenntlich macht (§ 91),“ 

23. In § 99 wird der Punkt am Ende von Abs. 6 lit. d durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgende 
lit. e angefügt: 
 „e) wenn Personen, die ein Kind bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr im Sinne des § 65 Abs. 1 

beim Lenken eines Fahrrads beaufsichtigen, der Verpflichtung gemäß § 68 Abs. 8 nicht nach-
kommen.“ 
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Vorblatt 
Problem: 

Reformbedarf bei einer Reihe von Bestimmungen der StVO, Anpassungsbedarf an geänderte Bestim-
mungen im Gefahrgutbereich; Verbesserungsbedarf hinsichtlich der Rahmenbedingungen für den Rad-
verkehr 

Ziel: 

Anpassung der StVO an geänderte Rahmenbedingungen, Hebung der Verkehrssicherheit insb. für schwä-
chere Verkehrsteilnehmer sowie Förderung des Radverkehrs 

Inhalt/Problemlösung: 

Diverse Umgestaltungen bei einer Reihe von einzelnen Bestimmungen, Verankerung eines grundsätzli-
chen Rücksichtnahmegebots und einer Radhelmpflicht für Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebens-
jahr sowie Schaffung einer Fahrradstraße sowie von nicht benützungspflichtigen Radwegen 

Alternativen: 

Keine 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 

- Finanzielle Auswirkungen: 

Keine. Zwar werden neue Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen geschaffen, deren Verwendung ist 
jedoch nicht schlechthin obligatorisch, sondern sie stellen entweder nur eine Wahlmöglichkeit hinsicht-
lich eines Kundmachungsmittels dar, oder sie kommen nur zum Einsatz, wenn überhaupt eine Verord-
nung erlassen wird, deren Inhalt sie kundmachen sollen. 

– Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

Keine 

– – Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Keine 

– – Auswirkungen auf die Verwaltungskosten für Bürger/innen und für Unternehmen: 

Keine 

– Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 

Jede Maßnahme, die zu einer Zunahme des Radverkehrs führt, ist im Hinblick auf den Klimaschutz als 
förderlich zu betrachten. Die vorgeschlagenen Maßnahmen, die die Schaffung neuer Verkehrsflächen für 
den Radverkehr ermöglichen, können hinsichtlich ihrer Auswirkungen zwar nicht quantifiziert werden, 
stellen aber jedenfalls einen positiven Beitrag zum Klimaschutz dar. 

– Auswirkungen in konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 

Jedes Jahr erleiden rund 1600 Kinder durch Unfälle beim Radfahren ohne Helm Kopfverletzungen. Durch 
die Einführung einer Radhelmpflicht für Kinder kann diese Zahl deutlich gesenkt werden. 

– Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

Keine 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Es bestehen keine gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften, die mit dem Inhalt der Novelle in Widerspruch 
stehen. 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Es hat sich gezeigt, dass einige Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung nicht mehr den Anforderun-
gen der Zeit entsprechen oder zumindest weiter gefasst werden sollten; erwähnt sei hier z.B. die Möglich-
keit der Kundmachung von Halte- oder Parkverboten durch Bodenmarkierungen, ansonsten wird auf den 
Besonderen Teil der Erläuterungen verwiesen. 

Der Schutz schwächerer Verkehrsteilnehmer muss immer ein besonderes Anliegen der Verkehrspolitik 
sein. Da einerseits die Unfallstatistik rund 1600 Kopfverletzungen/Jahr ausweist, die sich Kinder unter 
zehn Jahren beim Radfahren ohne Helm zuziehen, andererseits das Tragen eines Radhelms erwiesener-
maßen die Gefahr einer Kopfverletzung deutlich senkt, erscheint es nur konsequent, das Tragen eines 
Fahrradhelms für Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr verbindlich vorzuschreiben. Schätzun-
gen gehen dahin, dass durch eine 100%ige Helmtragequote in dieser Altersgruppe rund 900 Kopfverlet-
zungen im Jahr verhindert werden könnten. Da Kinder in diesem Alter noch nicht Normadressaten sein 
können, werden die Aufsichtspersonen dazu verpflichtet, dafür zu sorgen, dass Kinder einen Helm tragen. 
Weiters wird auch ein allgemeines Rücksichtnahmegebot in der Straßenverkehrsordnung verankert. 

Die Novelle enthält weiters Bestimmungen, die es ermöglichen, neue Verkehrsflächen für Radfahrer zu 
schaffen. Je nachdem, in welchem Ausmaß seitens der Behörden von diesen neuen Möglichkeiten 
Gebrauch gemacht wird, werden diese Änderungen deutlich zu einer Förderung des Radverkehrs beitra-
gen. 

Schließlich wird sich eine Reihe der vorgeschlagenen Änderungen insbesondere im Bereich der Verwal-
tung auswirken und die Vollziehung einfacher und vor allem praxisnaher machen; hierzu sei insbesondere 
auf die Änderungen im Bereich des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinden und bei den Strafbestim-
mungen hingewiesen. 
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Besonderer Teil 
Zu Z 1 (§ Abs. 1 Z 11): 

Mit der Einführung der Fahrradstraße ist diese auch in die Definition der Radfahranlage aufzunehmen. 

Zu Z 2 (§ 3): 

In Zeiten stetig zunehmenden Verkehrs wird rücksichtsvolles Verhalten aller Verkehrsteilnehmer immer 
wichtiger, auch im Rahmen der Führerscheinausbildung wird schon seit geraumer Zeit das Prinzip des 
defensiven Fahrens gelehrt. Durch den neuen Abs. 1 soll die Bedeutung gegenseitiger Rücksichtnahme 
betont und ihr besondere Bedeutung verliehen werden. Die Änderung der Abs. 2 und 3 stellt nur eine 
redaktionelle Anpassung an den neuen Abs. 1 dar. 

Zu Z 3 (§ 9 Abs. 3): 

§ 12 Abs. 5 erlaubt es unter bestimmten Voraussetzungen, mit einspurigen Fahrzeugen an stehenden 
Kolonnen vorbei zu fahren, um sich weiter vorne aufzustellen. Beim Anfahren stehen diese einspurigen 
Fahrzeuge dann allerdings neben mehrspurigen Fahrzeugen, was mitunter zu gefährlichen Situationen 
führt. Es soll daher ermöglicht werden, bei ampelgeregelten Kreuzungen zwei parallele Haltelinien anzu-
bringen, wobei nur Motorräder bis zu der weiter vorne liegenden Haltelinie vorfahren dürfen; dies ermög-
licht ihnen, sich vor den mehrspurigen Fahrzeugen aufzustellen, und erlaubt so ein gefahrloses Anfahren. 
Die Möglichkeit soll allerdings auf Motorräder eingeschränkt sein, weil diese schneller wegfahren können 
als mehrspurige Fahrzeuge, was bei Fahrrädern und Motorfahrrädern nicht gewährleistet ist. 

Zu Z 4, 5, und 15 (§ 24 Abs. 1 lit. p, § 24 Abs. 3 lit. a und § 55 Abs. 8): 

Nicht zuletzt um den Schilderwald einzudämmen, soll es in Zukunft möglich sein, ein Halte- und Park-
verbot bzw. ein Parkverbot auch mit am Straßenrand angebrachten gelben (durchgehenden oder unterbro-
chenen) Linien zum Ausdruck gebracht werden können; eine solche Bodenmarkierung ist auch internati-
onal üblich. § 55 trifft Anordnung über die Ausführung dieser Linien. 

Zu Z 6 (§ 24 Abs. 3 lit. f): 

Zu Recht wurde darauf hingewiesen, dass auch Spezialkraftwagen in die Aufzählung dieser Bestimmung 
aufzunehmen sind. 

Zu Z 7 und 8 (§ 43 Abs. 2a Z  1 und 2, § 45 Abs. 4 und 4a): 

Zu Recht wurde darauf hingewiesen, dass richtigerweise der (umfassendere) Begriff „Kraftfahrzeug“ statt 
des Begriffs „Kraftwagen“ verwendet werden sollte, weil nur dann auch Motorräder und dreirädrige 
Kraftfahrzeuge von den Bestimmungen erfasst sind und eine Ausnahme erhalten können. 

Weiters wird der Begriff „Lebensmittelpunkt“ durch den Begriff „Hauptwohnsitz“ ersetzt. Durch das 
Hauptwohnsitzgesetz, BGBl. I Nr. 505/1994, wurde das Meldegesetz 1991 dahingehend geändert, dass 
der Begriff des Hauptwohnsitzes gesetzlich verankert wurde und in allen Bundesgesetzen der bis dahin 
verwendete Begriff „ordentlicher Wohnsitz“ durch „Hauptwohnsitz“ ersetzt wurde. Seit damals umfasst 
dieser Begriff zwingend auch das Kriterium, dass nur ein Wohnsitz als Hauptwohnsitz in Frage kommt, 
den ein Mensch zum Mittelpunkt seiner Lebensinteressen macht; überdies kann jeder Mensch nur einen 
Hauptwohnsitz haben. Die bisher in § 45 enthaltenen Anknüpfungskriterien stammen aus der Zeit vor 
dem Hauptwohnsitzgesetz, entsprechen aber inhaltlich der Definition des Hauptwohnsitzes, was immer 
wieder zu Interpretationsschwierigkeiten führte. Aus diesem Grund wird der Begriff „Lebensmittelpunkt“ 
durch den Begriff des „Hauptwohnsitzes“ ersetzt. 

Zu Z 9 (§ 46 Abs. 1): 

Auch im Rahmen der Durchführung von Verkehrszählungen und bei Fahrzeugkontrollen auf entlang der 
Autobahnen eingerichteten Kontrollplätzen ist Fußgängerverkehr auf der Autobahn nicht zu vermeiden, 
aber derzeit verboten. Aus diesem Grund werden auch diese Fälle vom Verbot des Fußgängerverkehrs 
ausgenommen. 

Zu Z 10 und 11 (§ 52 lit. a Z 7e und lit. b Z 15a): 

Mit diesen Änderungen wird einer Änderung des RID Rechnung getragen. Dort wird in Zukunft bei der 
Kennzeichnung der Beförderung von Gefahrgut danach unterschieden, ob eine Gesamtmenge transpor-
tiert wird oder ob eine Vielzahl an Kleinmengen transportiert wird. Diesen geänderten Kennzeichnungs-
bestimmungen ist auch in der StVO Rechnung zu tragen. 
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Zu Z 12 (§ 53 Abs. 1 Z 2c): 

Mit diesem neuen Zeichen wird es möglich sein, einen Schutzweg und eine Radfahrerüberfahrt, die ne-
beneinander liegen, mit einem einzigen Zeichen anzuzeigen, während bisher zwei Zeichen (eines für den 
Schutzweg, eines für die Radfahrerüberfahrt) notwendig waren, was öfters zu Platzproblemen führte. Die 
Verwendung ist für diese Fälle allerdings nicht zwingend vorgeschrieben, sondern es können wie bisher 
auch zwei Zeichen verwendet werden; somit müssen auch nicht alle derzeit errichteten Verkehrszeichen 
durch das neue Zeichen ersetzt werden. 

Zu Z 13 (§ 53 Abs. 1 Z 26 bis 29): 

Die Z 26 wird es – ähnlich einer Busstraße oder Busspur – in Zukunft ermöglichen, auch eine ganze Stra-
ße dem Fahrradverkehr vorzubehalten. 

Mit den Z 27 bis 29 wird einer langjährigen Forderung nach einer Modifizierung der grundsätzlichen 
Benützungspflicht von Radwegen bzw. Geh- und Radwegen durch Radfahrer Rechnung getragen. Wäh-
rend eine grundsätzliche Aufhebung der Benützungspflicht nicht adäquat erscheint (und auch zwingend 
zu einem Austausch sämtlicher einschlägiger Verkehrszeichen und damit zu hohen Kosten führen würde), 
ist die Schaffung der Möglichkeit, einen nicht benützungspflichtigen Radweg festzulegen durchaus sinn-
voll. Es musste hierfür allerdings ein neues Verkehrszeichen geschaffen werden, denn das Zeichen „Rad-
weg“ bzw. „Geh- und Radweg“ hat eine durch das Wiener Übereinkommen über Straßenverkehrszeichen 
festgelegte, international einheitliche Bedeutung und weist immer auf einen Weg hin, der von den Rad-
fahrern zwingend benützt werden muss. 

In der Z 29 schließlich wird das Zeichen für das Ende eines nicht benützungspflichtigen Radwegs bzw. 
Geh- und Radwegs festgelegt. 

Zu Z 15 (§ 68): 

Mit der Neufassung dieser Bestimmung wird zunächst der Einführung der nicht benützungspflichtigen 
Radwege bzw. Geh- und Radwege Rechnung getragen. Daneben wird festgelegt, dass sich Radfahrer 
einer Radfahrerüberfahrt nur mit einer Geschwindigkeit von höchstens 10 km/h nähern dürfen; auf diese 
Weise wird sichergestellt, dass sowohl Autofahrer als auch Radfahrer ausreichend Zeit haben, sich auf 
den jeweiligen Querverkehr einzustellen. 

In Abs. 8 wird eine Radhelmpflicht für Kinder bis zum vollendeten 10. Lebensjahr festgelegt. Durch die 
Verwendung von Sturzhelmen kann die Verletzungsschwere bei Fahrradunfällen von Kindern deutlich 
herabgesetzt werden. Deshalb sollen Personen, die ein Kind unter zehn Jahren beim Rad fahren beauf-
sichtigen, verpflichtet sein, dafür Sorge zu tragen, dass das Kind beim Rad fahren einen Sturzhelm trägt. 
Die zivilrechtliche Konsequenz der Minderung des Schadenersatzes aufgrund eines Mitverschuldensein-
wands wird ausgeschlossen. 

Zu Z 16 (§ 82): 

Mit dieser Änderung werden die Bedingungen für die Erteilung einer Bewilligung für verkehrsfremde 
Tätigkeiten auf und über der Straße im Ortsgebiet an die Voraussetzungen für eine Bewilligung außerhalb 
des Ortsgebiets entlang von Straßen angeglichen. Damit wird einer langjährigen Forderung der Vollzie-
hung Rechnung getragen; von dieser Seite wurde wiederholt darauf hingewiesen, dass auch Bewilligun-
gen gem. § 82 nur erteilt werden sollten, wenn dies im Interesse der Straßenbenützer ist. 

Zu Z 17 (§ 84): 

Ist eine Werbung oder Ankündigung ohne Bewilligung angebracht, so musste die Entfernung mit Be-
scheid aufgetragen werden. In der Praxis erweist sich diese Vergehensweise jedoch als zahnlos, da Wer-
bungen rasch wechseln und der Entfernungsauftrag regelmäßig zu spät käme – der Werbeeffekt ist jedoch 
bereits eingetreten. Da jedenfalls eine Werbung nur aufgrund einer Bewilligung angebracht werden darf, 
erscheint es auch vertretbar, der Behörde die Möglichkeit zu geben, eine bewilligungslos angebrachte 
Werbung ohne weiteres Verfahren auf Kosten des Anbringers entfernen zu lassen. 

Zu Z 18 bis 20 (§ 94d Z 4 lit.  e, Z 7a und Z 16a): 

Es werden den Gemeinden einige neue Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich übertragen. Es handelt 
sich um Aufgaben, die sich ausschließlich auf Gemeindestraßen beziehen und miteinander in Verbindung 
stehen (Z 4 und 7a). So sollen Gemeinden in Zukunft kleinere sportliche Veranstaltungen, wie sie auch 
oft von den Gemeinden selbst veranstaltet werden, gemäß § 64 bewilligen dürfen und dann auch gleich-
zeitig eine allenfalls notwendige Verkehrsregelung verordnen können. Auch die Aufforderung an Grund-
eigentümer, die Verkehrssicherheit beeinträchtigende Hecken, Bäume etc. auszuästen oder zu entfernen, 
ist – wie die zuvor genannten Aufgaben – in Bezug auf Gemeindestraßen durchaus geeignet, i.S. des Art. 
118 B-VG „im ausschließlichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtli-
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chen Gemeinschaft gelegen und geeignet, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen 
besorgt zu werden“. 

Zu Z 21 und 22 (§ 99 Abs. 3 lit. j und Abs. 4 lit. f) 

Durch die neue lit. k in Abs. 3 wird dem Hinweis Rechnung getragen, dass es unter dem Aspekt der Höhe 
der Strafdrohung günstiger war, für Arbeiten auf oder neben der Straße keine Bewilligung einzuholen, als 
gegen den Bewilligungsbescheid zu verstoßen. Diese nicht logische Konsequenz wird behoben, indem ein 
Verstoß gegen § 90 in Abs. 3 aufgenommen wird und somit nunmehr derselben Strafdrohung unterliegt 
wie ein Verstoß gegen den Bewilligungsbescheid. Abs. 4 lit. f stellt lediglich die seinerzeit unterbliebene 
redaktionelle Anpassung an die Änderung des § 91 Abs. 4 (Weidezäune) durch BGBl. I Nr. 93/2009 dar. 

Zu Z 23 (§ 99 Abs. 6 lit. e): 

Hierdurch wird klargestellt, dass eine Verletzung der neu geschaffenen Verpflichtung der Aufsichtsper-
son, bei Kindern unter 10 Jahren für das Tragen eines Fahrradhelmes (§ 68 Abs. 8) zu sorgen, keine Ver-
waltungsübertretung darstellt. Die Verletzung der Radhelmpflicht ist daher sowohl im Verwaltungsrecht 
als auch im Zivilrecht sanktionslos. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 
 1. bis 11a. … 
 11b. Radfahranlage: ein Radfahrstreifen, ein Mehrzweckstreifen, ein Radweg, 

Geh- und Radweg oder eine Radfahrerüberfahrt; 

 12. bis 30. … 

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 
 1. bis 11a. … 
 11b. Radfahranlage: ein Radfahrstreifen, ein Mehrzweckstreifen, ein Radweg, 

ein Geh- und Radweg, eine Fahrradstraße oder eine Radfahrerüberfahrt; 

Vertrauensgrundsatz. 

§ 3. (1) Jeder Straßenbenützer darf vertrauen, daß andere Personen die für 
die Benützung der Straße maßgeblichen Rechtsvorschriften befolgen, außer er 
müßte annehmen, daß es sich um Kinder, Sehbehinderte mit weißem Stock oder 
gelber Armbinde, offensichtlich Körperbehinderte oder Gebrechliche oder um 
Personen handelt, aus deren augenfälligem Gehaben geschlossen werden muß, 
daß sie unfähig sind, die Gefahren des Straßenverkehrs einzusehen oder sich 
dieser Einsicht gemäß zu verhalten. 

(2) Der Lenker eines Fahrzeuges hat sich gegenüber Personen, gegenüber 
denen der Vertrauensgrundsatz gemäß Abs. 1 nicht gilt, insbesondere durch Ver-
minderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft so zu verhalten, 
daß eine Gefährdung dieser Personen ausgeschlossen ist. 

Rücksichtnahmegebot und Vertrauensgrundsatz. 

§ 3. (1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und 
gegenseitige Rücksichtnahme. 

(2) Unbeschadet Abs. 1 darf jeder Straßenbenützer vertrauen, dass andere 
Personen die für die Benützung der Straße maßgeblichen Rechtsvorschriften 
befolgen, außer er müsste annehmen, dass es sich um Kinder, Sehbehinderte mit 
weißem Stock oder gelber Armbinde, offensichtlich Körperbehinderte oder Ge-
brechliche oder um Personen handelt, aus deren augenfälligem Gehaben ge-
schlossen werden muss, dass sie unfähig sind, die Gefahren des Straßenverkehrs 
einzusehen oder sich dieser Einsicht gemäß zu verhalten. 

(3) Der Lenker eines Fahrzeuges hat sich gegenüber Personen, gegenüber 
denen der Vertrauensgrundsatz gemäß Abs. 2 nicht gilt, insbesondere durch Ver-
minderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft so zu verhalten, 
dass eine Gefährdung dieser Personen ausgeschlossen ist. 

§ 9. (1) bis (2) … 

(3) Ist an einer geregelten Kreuzung auf der Fahrbahn eine Haltelinie (§ 55 
Abs. 2) angebracht, so darf beim Anhalten nur bis an diese Haltelinie herangefah-
ren werden. 

(4) bis (8) … 

§ 9. (1) bis (2) … 

(3) Ist an einer geregelten Kreuzung auf der Fahrbahn eine Haltelinie (§ 55 
Abs. 2) angebracht, so darf beim Anhalten nur bis an diese Haltelinie herangefah-
ren werden. Sind an einer geregelten Kreuzung auf der Fahrbahn zwei parallele 
Haltelinien angebracht, so darf in dem in § 12 Abs. 5 geregelten Fall mit Motor-
rädern bis zu der dem Kreuzungsmittelpunkt näher liegenden Haltelinie herange-
fahren werden. 

§ 24. (1) Das Halten und das Parken ist verboten: 
 a) bis n) … 
 o) wenn Fußgänger, insbesondere auch Personen mit Kinderwagen oder 

Behinderte mit Rollstuhl, an der Benützung eines Gehsteiges, eines 

§ 24. (1) Das Halten und das Parken ist verboten: 
 a) bis n) … 
 o) wenn Fußgänger, insbesondere auch Personen mit Kinderwagen oder 

Behinderte mit Rollstuhl, an der Benützung eines Gehsteiges, eines 

261/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - G
esetzestext

12 von 22



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gehweges oder eines Geh- und Radweges gehindert sind. 

(2) bis (2a) … 

(3) Das Parken ist außer in den im Abs. 1 angeführten Fällen noch verboten: 
 a) Im Bereich der Vorschriftszeichen “Parken verboten” und “Wechselsei-

tiges Parkverbot” nach Maßgabe der Bestimmungen des § 52 Z 13a und 
13c sowie auf Straßenstellen, die mit einer Zickzacklinie gekennzeichnet 
sind., 

 b) bis e) … 
 f) in der Zeit des Fahrverbotes gemäß § 42 Abs. 1 sowie sonst von 22 Uhr 

bis 6 Uhr im Ortsgebiet weniger als 25 m von Häusern entfernt, die aus-
schließlich oder vorwiegend Wohnzwecken dienen oder die Krankenan-
stalten, Kuranstalten oder Altersheime sind, mit Lastkraftwagen, Anhän-
gern und Sattelzugfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtge-
wicht von jeweils mehr als 3,5 t, 

 g) bis i) … 

(4) bis (8) … 

Gehweges oder eines Geh- und Radweges gehindert sind, 
 p) entlang von nicht unterbrochenen, am Fahrbahnrand angebrachten gelben 

Linien. 

(2) bis (2a) … 

3) Das Parken ist außer in den im Abs. 1 angeführten Fällen noch verboten: 
 a) Im Bereich der Vorschriftszeichen „Parken verboten“ und „Wechselsei-

tiges Parkverbot“ nach Maßgabe der Bestimmungen des § 52 Z 13a und 
13c, auf Straßenstellen, die mit einer Zickzacklinie gekennzeichnet sind, 
sowie entlang von unterbrochenen, am Fahrbahnrand angebrachten gel-
ben Linien, 

 b) bis e) … 
 f) in der Zeit des Fahrverbotes gemäß § 42 Abs. 1 sowie sonst von 22 Uhr 

bis 6 Uhr im Ortsgebiet weniger als 25 m von Häusern entfernt, die aus-
schließlich oder vorwiegend Wohnzwecken dienen oder die Krankenan-
stalten, Kuranstalten oder Altersheime sind, mit Lastkraftwagen, Spezi-
alkraftwagen, Anhängern und Sattelzugfahrzeugen mit einem höchsten 
zulässigen Gesamtgewicht von jeweils mehr als 3,5 t, 

  

§ 43. (1) bis (2) … 

(2a) 
 1. Um Erschwernisse für die Wohnbevölkerung auszugleichen, die durch 

Verkehrsbeschränkungen hervorgerufen werden, kann die Behörde durch 
Verordnung Gebiete bestimmen, deren Bewohner die Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung für ein zeitlich uneingeschränktes Parken in - in 
der Verordnung zu bezeichnenden - nahegelegenen Kurzparkzonen mit 
Kraftwagen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von nicht 
mehr als 3 500 kg gemäß § 45 Abs. 4 beantragen können. 

 2. Wenn es in den nach Z 1 bestimmten Gebieten auf Grund der örtlichen 
Gegebenheiten möglich ist und eine Notwendigkeit dafür besteht, hat die 
Behörde durch Verordnung zu bestimmen, daß auch Angehörige be-
stimmter Personenkreise, die in diesen Gebieten ständig tätig sind, die 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für ein auf das notwendige zeit-
liche Ausmaß eingeschränktes Parken in den in der Verordnung nach Z 1 
bezeichneten nahegelegenen Kurzparkzonen mit Kraftwagen mit einem 

§ 43. (1) bis (2) … 

(2a) 
 1. Um Erschwernisse für die Wohnbevölkerung auszugleichen, die durch 

Verkehrsbeschränkungen hervorgerufen werden, kann die Behörde durch 
Verordnung Gebiete bestimmen, deren Bewohner die Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung für ein zeitlich uneingeschränktes Parken in - in 
der Verordnung zu bezeichnenden - nahegelegenen Kurzparkzonen mit 
Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
nicht mehr als 3 500 kg gemäß § 45 Abs. 4 beantragen können. 

 2. Wenn es in den nach Z 1 bestimmten Gebieten auf Grund der örtlichen 
Gegebenheiten möglich ist und eine Notwendigkeit dafür besteht, hat die 
Behörde durch Verordnung zu bestimmen, dass auch Angehörige be-
stimmter Personenkreise, die in diesen Gebieten ständig tätig sind, die 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für ein auf das notwendige zeit-
liche Ausmaß eingeschränktes Parken in den in der Verordnung nach Z 1 
bezeichneten nahegelegenen Kurzparkzonen mit Kraftfahrzeugen mit ei-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
höchsten zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3 500 kg gemäß 
§ 45 Abs. 4a beantragen können. 

(2b) bis (7) … 

nem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3 500 kg 
gemäß § 45 Abs. 4a beantragen können. 

§ 45. (1) bis (3) … 

(4) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a 
Z 1 angegebenen Kurzparkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren erteilt 
werden, wenn der Antragsteller in dem gemäß dieser Verordnung umschriebenen 
Gebiet wohnt und dort auch den Mittelpunkt seiner Lebensinteressen hat und ein 
persönliches Interesse nachweist, in der Nähe dieses Wohnsitzes zu parken und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftwagens ist, oder 
 2. nachweist, daß ihm ein arbeitgebereigener Kraftwagen auch zur Privat-

nutzung überlassen wird. 

(4a) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a 
Z 1 angegebenen Kurzparkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren im 
notwendigen zeitlichen Ausmaß erteilt werden, wenn der Antragsteller zu dem in 
der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a Z 2 umschriebenen Personenkreis gehört 
und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftwagens ist, oder 

nachweislich einen arbeitgebereigenen Kraftwagen beruflich benützt, 
und 

 2. entweder die Tätigkeit des Antragstellers ohne Bewilligung erheblich 
erschwert oder unmöglich wäre, oder die Erteilung der Bewilligung im 
Interesse der Nahversorgung liegt. 

(5) … 

§ 45. (1) bis (3) … 

(4) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a 
Z 1 angegebenen Kurzparkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren erteilt 
werden, wenn der Antragsteller in dem gemäß dieser Verordnung umschriebenen 
Gebiet seinen Hauptwohnsitz hat, ein persönliches Interesse nachweist, in der 
Nähe dieses Wohnsitzes zu parken und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist, oder 
 2. nachweist, dass ihm ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug auch zur Pri-

vatnutzung überlassen wird. 

(4a) Eine Bewilligung kann für die in der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a 
Z 1 angegebenen Kurzparkzonen auf die Dauer von höchstens zwei Jahren im 
notwendigen zeitlichen Ausmaß erteilt werden, wenn der Antragsteller zu dem in 
der Verordnung gemäß § 43 Abs. 2a Z 2 umschriebenen Personenkreis gehört 
und 
 1. Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist, oder 

nachweislich ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug beruflich benützt, und 
 2. entweder die Tätigkeit des Antragstellers ohne Bewilligung erheblich 

erschwert oder unmöglich wäre, oder die Erteilung der Bewilligung im 
Interesse der Nahversorgung liegt. 

§ 46. (1) Autobahnen dürfen nur mit Kraftfahrzeugen benützt werden, die 
eine Bauartgeschwindigkeit von mindestens 60 km/h aufweisen und mit denen 
diese Geschwindigkeit überschritten werden darf; dies gilt nicht für Fahrzeuge 
des Straßendienstes. Jeder andere Verkehr, insbesondere der Fußgängerverkehr, 
der Verkehr mit Fahrrädern, Motorfahrrädern und Fuhrwerken, der Viehtrieb und 
das Reiten, ist auf der Autobahn verboten. Im Bereich eines Grenzüberganges 
darf die Autobahn betreten werden, um Tätigkeiten zu verrichten, die mit der 
Grenzabfertigung zusammenhängen oder einem vordringlichen Bedürfnis der 
Straßenbenützer dienen (wie Geldwechsel, Aufsuchen von Informationsstellen u. 
dgl.); das gleiche gilt für den Bereich einer Mautstelle sinngemäß. 

§ 46. (1) Autobahnen dürfen nur mit Kraftfahrzeugen benützt werden, die 
eine Bauartgeschwindigkeit von mindestens 60 km/h aufweisen und mit denen 
diese Geschwindigkeit überschritten werden darf; dies gilt nicht für Fahrzeuge 
des Straßendienstes. Jeder andere Verkehr, insbesondere der Fußgängerverkehr, 
der Verkehr mit Fahrrädern, Motorfahrrädern und Fuhrwerken, der Viehtrieb und 
das Reiten, ist auf der Autobahn verboten. Im Bereich eines Grenzüberganges 
darf die Autobahn betreten werden, um Tätigkeiten zu verrichten, die mit der 
Grenzabfertigung oder einer Verkehrszählung zusammenhängen oder einem 
vordringlichen Bedürfnis der Straßenbenützer dienen (wie Geldwechsel, Aufsu-
chen von Informationsstellen u. dgl.); das gleiche gilt für den Bereich einer Maut-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) bis (5) … stelle oder eines Kontrollplatzes sinngemäß. 

§ 52. Die Vorschriftszeichen sind 
 a) Verbots- oder Beschränkungszeichen, 
 b) Gebotszeichen oder 
 c) Vorrangzeichen. 

a) Verbots- oder Beschränkungszeichen 
 1. bis 7c … 
 7e. [Abbildung nicht dargestellt] 

Dieses Zeichen zeigt an, dass das Fahren mit Beförderungseinheiten, mit 
denen gefährliche Güter gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I 
Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert werden und die gemäß 
diesen Vorschriften zu kennzeichnen sind, verboten ist. Bezieht sich das 
Verbot auf einen gemäß diesen Vorschriften kategorisierten Tunnel, ist 
auf einer Zusatztafel mit den Großbuchstaben „B“, „C“, „D“ oder „E“ 
die diesem Tunnel gemäß den genannten Vorschriften zugeordnete Tun-
nelkategorie anzugeben; in diesem Fall gilt das Verbot nur für Beförde-
rungseinheiten, mit denen gefährliche Güter befördert werden, die in 
Tunneln der jeweiligen Tunnelkategorie nicht zugelassen sind. 

 7f. bis 14b. … 

b) Gebotszeichen. 
 15. … 
 15a. [Abbildung nicht dargestellt] 

Dieses Zeichen zeigt an, dass Lenker von Beförderungseinheiten, mit de-
nen gefährliche Güter gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I 
Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert werden und die gemäß 
diesen Vorschriften zu kennzeichnen sind, nur in der durch den Pfeil an-
gegebenen Fahrtrichtung fahren dürfen. Ist dieses Gebot auf Grund eines 
für einen kategorisierten Tunnel i.S. der Z 7e geltenden Fahrverbots er-
forderlich, so ist auf einer Zusatztafel mit den Großbuchstaben „B“, „C“, 
„D“ oder „E“ die diesem Tunnel zugeordnete Tunnelkategorie an-
zugeben; in diesem Fall gilt das Gebot nur für Beförderungseinheiten, 
mit denen gefährliche Güter befördert werden, die in Tunneln der jewei-
ligen Tunnelkategorie nicht zugelassen sind. 

§ 52. Die Vorschriftszeichen sind 
 a) Verbots- oder Beschränkungszeichen, 
 b) Gebotszeichen oder 
 c) Vorrangzeichen. 

a) Verbots- oder Beschränkungszeichen 
 1. bis 7c … 
 7e. [Abbildung nicht dargestellt] 

Dieses Zeichen zeigt an, dass das Fahren mit Beförderungseinheiten, mit 
denen gefährliche Güter gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I 
Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert werden und die gemäß 
diesen Vorschriften mit orangefarbenen Tafeln zu kennzeichnen sind, 
verboten ist. Bezieht sich das Verbot auf einen gemäß diesen Vorschrif-
ten kategorisierten Tunnel, ist auf einer Zusatztafel mit den Großbuch-
staben „B“, „C“, „D“ oder „E“ die diesem Tunnel gemäß den genannten 
Vorschriften zugeordnete Tunnelkategorie anzugeben; in diesem Fall gilt 
das Verbot nur für Beförderungseinheiten, mit denen gefährliche Güter 
befördert werden, die in Tunneln der jeweiligen Tunnelkategorie nicht 
zugelassen sind. 

 7f. bis 14b. … 

b) Gebotszeichen. 
 15. … 
 15a. [Abbildung nicht dargestellt] 

Dieses Zeichen zeigt an, dass Lenker von Beförderungseinheiten, mit de-
nen gefährliche Güter gemäß den in § 2 Z 1 GGBG, BGBl. I 
Nr. 145/1998, angeführten Vorschriften befördert werden und die gemäß 
diesen Vorschriften mit orangefarbenen Tafeln zu kennzeichnen sind, nur 
in der durch den Pfeil angegebenen Fahrtrichtung fahren dürfen. Ist die-
ses Gebot auf Grund eines für einen kategorisierten Tunnel i.S. der Z 7e 
geltenden Fahrverbots erforderlich, so ist auf einer Zusatztafel mit den 
Großbuchstaben „B“, „C“, „D“ oder „E“ die diesem Tunnel zugeordnete 
Tunnelkategorie anzugeben; in diesem Fall gilt das Gebot nur für Beför-
derungseinheiten, mit denen gefährliche Güter befördert werden, die in 
Tunneln der jeweiligen Tunnelkategorie nicht zugelassen sind. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 16. bis 25b. … 

§ 53. (1) Die Hinweiszeichen weisen auf verkehrswichtige Umstände hin. 
Hinweiszeichen sind die folgenden Zeichen: 
 1a. bis 2b. … 
 3. bis 25. … 

(2) … 

§ 53. (1) Die Hinweiszeichen weisen auf verkehrswichtige Umstände hin. 
Hinweiszeichen sind die folgenden Zeichen: 
 1a. bis 2b. … 
 2c. ‚KENNZEICHNUNG EINES SCHUTZWEGS UND EINER RAD-

FAHRERÜBERFAHRT’ 

  

 Diese Zeichen zeigen einen Schutzweg und eine unmittelbar daneben 
liegende Radfahrerüberfahrt an, wobei die Symbole entsprechend der 
Sicht des ankommenden Verkehrs anzuordnen sind. Sie können an Stelle 
von zwei Zeichen gemäß Z 2a und 2b verwendet werden. 

 3. bis 25. … 
 26. ‚FAHRRADSTRASSE’ 

  

261/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - G
esetzestext

16 von 22



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 Dieses Zeichen zeigt eine Straße an, die nur von Fahrrädern benützt 
werden darf. Auf einer Zusatztafel kann angegeben werden, dass die 
betreffende Straße auch von anderen Fahrzeugarten (z.B. Fahrzeugen des 
Kraftfahrlinienverkehrs) benützt werden darf. 

 27. ‚RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt einen Radweg an, der von Radfahrern benützt 
werden darf, aber nicht muss. 

 28. ‚GEH- UND RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 a)   

 b)   

 Diese Zeichen zeigen einen Geh- und Radweg an, der von Radfahrern 
benützt werden darf, aber nicht muss, und zwar ein Zeichen nach a) einen 
für die gemeinsame Benützung durch Fußgänger und Radfahrer be-
stimmten Geh- und Radweg und ein Zeichen nach b) einen Geh- und 
Radweg, bei dem der Fußgänger- und Fahrradverkehr getrennt geführt 
werden, wobei die Symbole im Zeichen nach b) der tatsächlichen Ver-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
kehrsführung entsprechend anzuordnen sind (Fußgänger rechts, Fahrrad 
links oder umgekehrt). 

 29. ‚ENDE EINER FAHRRADSTRASSE, EINES RADWEGS ODER 
GEH- UND RADWEGS OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
 Ein roter Querbalken von links unten nach rechts oben in den Zeichen 
nach Z 26, 27 und 28 zeigt das Ende der jeweiligen Radfahranlage an. 

§ 55. (1) bis ((7) … § 55. (1) bis ((7) … 

(8) Abweichend von Abs. 6 sind die in § 24 Abs. 1 lit. p und 3 lit. a genann-
ten Linien in gelber Farbe auszuführen; die in § 24 Abs. 3 lit. a angeführten Li-
nien sind überdies abweichend von Abs. 2 als unterbrochene Linien auszuführen. 
Die genannten Linien sind außerhalb einer allenfalls vorhandenen Randlinie an-
zubringen. 

§ 68. (1) Auf Straßen mit einer Radfahranlage ist mit einspurigen Fahrrädern 
ohne Anhänger die Radfahranlage zu benützen, wenn das Befahren der Radfahr-
anlage in der vom Radfahrer beabsichtigten Fahrtrichtung gemäß § 8a erlaubt ist. 
Mit Fahrrädern mit einem Anhänger, der nicht breiter als 80 cm oder ausschließ-
lich zur Personenbeförderung bestimmt ist, mit mehrspurigen Fahrrädern, die 
nicht breiter als 80 cm sind, sowie bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern darf 
die Radfahranlage benützt werden; mit Fahrrädern mit einem sonstigen Anhänger 
und mit breiteren mehrspurigen Fahrrädern ist die für den übrigen Verkehr be-
stimmte Fahrbahn zu benützen. Auf Gehsteigen und Gehwegen ist das Radfahren 
in der Längsrichtung verboten. Auf Geh- und Radwegen haben sich Radfahrer so 
zu verhalten, dass Fußgänger nicht gefährdet werden. 

(2) Radfahrer dürfen nur auf Radwegen und in Wohnstraßen sowie auf sons-
tigen Straßen mit öffentlichem Verkehr bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern 
nebeneinander fahren; beim Nebeneinanderfahren darf nur der äußerste rechte 
Fahrstreifen benützt werden. 

(3) Es ist verboten, 
 a) auf einem Fahrrad freihändig zu fahren oder die Füße während der Fahrt 

von den Treteinrichtungen zu entfernen, 
 b) sich mit einem Fahrrad an ein anderes Fahrzeug anzuhängen, um sich 

ziehen zu lassen, 
 c) Fahrräder in einer nicht verkehrsgemäßen Art zu gebrauchen, zum Bei-

spiel Karussellfahren, Wettfahren und dgl., 

§ 68. (1) Auf Straßen mit einer Radfahranlage ist mit einspurigen Fahrrädern 
ohne Anhänger die Radfahranlage zu benützen, wenn das Befahren der Radfahr-
anlage in der vom Radfahrer beabsichtigten Fahrtrichtung gemäß § 8a erlaubt ist. 
Mit Fahrrädern mit einem Anhänger, der nicht breiter als 80 cm oder ausschließ-
lich zur Personenbeförderung bestimmt ist, mit mehrspurigen Fahrrädern, die 
nicht breiter als 80 cm sind, sowie bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern darf 
die Radfahranlage benützt werden; mit Fahrrädern mit einem sonstigen Anhänger 
und mit breiteren mehrspurigen Fahrrädern ist die für den übrigen Verkehr be-
stimmte Fahrbahn zu benützen. Auf Gehsteigen und Gehwegen ist das Radfahren 
in der Längsrichtung verboten. Auf Geh- und Radwegen haben sich Radfahrer so 
zu verhalten, dass Fußgänger nicht gefährdet werden. 

(2) Die Behörde kann bestimmen, dass ein Radweg oder ein Geh- und Rad-
weg von Radfahrern benützt werden darf, aber nicht muss. Derartige Radwege 
oder Geh- und Radwege sind mit den Zeichen gemäß § 53 Abs. 1 Z 27 bis 29 
anzuzeigen. 

(3) Radfahrer dürfen nur auf Radwegen und in Wohnstraßen sowie auf sons-
tigen Straßen mit öffentlichem Verkehr bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern 
nebeneinander fahren; beim Nebeneinanderfahren darf nur der äußerste rechte 
Fahrstreifen benützt werden. In Fußgängerzonen dürfen Radfahrer nebeneinander 
fahren, wenn das Befahren der Fußgängerzone mit Fahrrädern erlaubt ist. 

(4) Es ist verboten, 
 a) auf einem Fahrrad freihändig zu fahren oder die Füße während der Fahrt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 d) beim Radfahren andere Fahrzeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen. 

(3a) Radfahrerüberfahrten, wo der Verkehr nicht durch Arm- oder Lichtzei-
chen geregelt wird, dürfen Radfahrer nur mit einer Geschwindigkeit von höchs-
tens 10 km/h und nicht unmittelbar vor einem herannahenden Fahrzeug und für 
dessen Lenker überraschend befahren. 

(4) Fahrräder sind so aufzustellen, daß sie nicht umfallen oder den Verkehr 
behindern können. Ist ein Gehsteig mehr als 2,5 m breit, so dürfen Fahrräder auch 
auf dem Gehsteig abgestellt werden; dies gilt nicht im Haltestellenbereich öffent-
licher Verkehrsmittel, außer wenn dort Fahrradständer aufgestellt sind. Auf einem 
Gehsteig sind Fahrräder platzsparend so aufzustellen, daß Fußgänger nicht behin-
dert und Sachen nicht beschädigt werden. 

(5) Gegenstände, die am Anzeigen der Fahrtrichtungsänderung hindern oder 
die freie Sicht oder die Bewegungsfreiheit des Radfahrers beeinträchtigen oder 
Personen gefährden oder Sachen beschädigen können, wie zum Beispiel unge-
schützte Sägen oder Sensen, geöffnete Schirme und dgl., dürfen am Fahrrad nicht 
mitgeführt werden. 

von den Treteinrichtungen zu entfernen, 
 b) sich mit einem Fahrrad an ein anderes Fahrzeug anzuhängen, um sich 

ziehen zu lassen, 
 c) Fahrräder in einer nicht verkehrsgemäßen Art zu gebrauchen, zum Bei-

spiel Karussellfahren, Wettfahren und dgl., 
 d) beim Radfahren andere Fahrzeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen. 

(5) Radfahrer dürfen sich Radfahrerüberfahrten, wo der Verkehr nicht durch 
Arm- oder Lichtzeichen geregelt wird, nur mit einer Geschwindigkeit von höchs-
tens 10 km/h annähern und diese nicht unmittelbar vor einem herannahenden 
Fahrzeug und für dessen Lenker überraschend befahren. 

(6) Fahrräder sind so aufzustellen, dass sie nicht umfallen oder den Verkehr 
behindern können. Ist ein Gehsteig mehr als 2,5 m breit, so dürfen Fahrräder auch 
auf dem Gehsteig abgestellt werden; dies gilt nicht im Haltestellenbereich öffent-
licher Verkehrsmittel, außer wenn dort Fahrradständer aufgestellt sind. Auf einem 
Gehsteig sind Fahrräder platzsparend so aufzustellen, dass Fußgänger nicht be-
hindert und Sachen nicht beschädigt werden. 

(7) Gegenstände, die am Anzeigen der Fahrtrichtungsänderung hindern oder 
die freie Sicht oder die Bewegungsfreiheit des Radfahrers beeinträchtigen oder 
Personen gefährden oder Sachen beschädigen können, wie zum Beispiel unge-
schützte Sägen oder Sensen, geöffnete Schirme und dgl., dürfen auf dem Fahrrad 
nicht mitgeführt werden. 

(8) Wer ein Kind bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr im Sinne des § 65 
Abs. 1 beim Lenken eines Fahrrads beaufsichtigt, hat dafür zu sorgen, dass das 
Kind einen Sturzhelm in bestimmungsgemäßer Weise gebraucht. Dies gilt nicht, 
wenn der bestimmungsgemäße Gebrauch des Helmes wegen der körperlichen 
Beschaffenheit des Kindes nicht möglich ist. Im Falle eines Verkehrsunfalls be-
gründet das Nichttragen des Helms kein Mitverschulden im Sinne des § 1304 
ABGB an den Folgen des Unfalls. 

§ 82. (1) bis (4) … 

(5) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn durch diese Straßen-
benützung die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs nicht wesent-
lich beeinträchtigt wird oder eine über das gewöhnliche Maß hinausgehende 
Lärmentwicklung nicht zu erwarten ist. Wenn es die Sicherheit, Leichtigkeit oder 
Flüssigkeit des Verkehrs erfordert, ist die Bewilligung bedingt, befristet oder mit 

§ 82. (1) bis (4) … 

(5) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn 
 1. diese Straßenbenützung einem vordringlichen Bedürfnis der Straßenbe-

nützer dient oder für diese immerhin von erheblichem Interesse ist und 
 2. durch diese Straßenbenützung die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssig-

keit des Verkehrs nicht wesentlich beeinträchtigt wird oder eine über das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Auflagen zu erteilen; die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen für die Erteilung weggefallen sind. 

(6) bis (7) … 

gewöhnliche Maß hinausgehende Lärmentwicklung nicht zu erwarten ist. 

Wenn es die Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs erfordert, ist 
die Bewilligung bedingt, befristet oder mit Auflagen zu erteilen; die Bewilligung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung weggefallen sind. 

§ 84. (1) bis (3) … 

(4) Ist eine Werbung oder Ankündigung entgegen der Bestimmung des Abs. 2 
und ohne Bewilligung nach Abs. 3 angebracht worden, so hat die Behörde den 
Besitzer oder Verfügungsberechtigten mit Bescheid zu verpflichten, die Werbung 
oder Ankündigung zu entfernen. 

§ 84. (1) bis (3) … 

(4) Ist eine Werbung oder Ankündigung entgegen der Bestimmung des 
Abs. 2 und ohne Bewilligung nach Abs. 3 angebracht worden, so hat die Behörde 
die Entfernung ohne weiteres Verfahren zu veranlassen. Die Kosten für die Ent-
fernung sind vom Besitzer oder Verfügungsberechtigten zu tragen und sind ihm 
mit Bescheid vorzuschreiben. 

§ 94d. Sofern der Akt der Vollziehung nur für das Gebiet der betreffenden 
Gemeinde wirksam werden und sich auf Straßen, die nach den Rechtsvorschriften 
weder als Autobahnen, Autostraßen, Bundesstraßen oder Landesstraßen gelten 
noch diesen Straßen gleichzuhalten sind, beziehen soll, sind folgende Angelegen-
heiten von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen: 
 1. bis 3a. … 
 4. die Erlassung von Verordnungen nach § 43, mit denen 
 a) Beschränkungen für das Halten und Parken, 
 b) ein Hupverbot, 
 c) ein Benützungsverbot für Radfahranlagen durch Rollschuhfahrer oder 
 d) Geschwindigkeitsbeschränkungen 

erlassen werden, 
 4a. bis 7. … 
 8. bis 16. … 

 17. bis 20. … 

§ 94d. Sofern der Akt der Vollziehung nur für das Gebiet der betreffenden 
Gemeinde wirksam werden und sich auf Straßen, die nach den Rechtsvorschriften 
weder als Autobahnen, Autostraßen, Bundesstraßen oder Landesstraßen gelten 
noch diesen Straßen gleichzuhalten sind, beziehen soll, sind folgende Angelegen-
heiten von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen: 
 1. bis 3a. … 
 4. die Erlassung von Verordnungen nach § 43, mit denen 
 a) Beschränkungen für das Halten und Parken, 
 b) ein Hupverbot, 
 c) ein Benützungsverbot für Radfahranlagen durch Roll-

schuhfahrer oder 
 d) Geschwindigkeitsbeschränkungen 
 e) sonstige, über die genannten hinausgehende, aufgrund 

einer gemäß Z 7a erteilten Bewilligung erforderliche 
Verkehrsverbote und Verkehrsbeschränkungen 

erlassen werden, 
 4a. bis 7. … 
 7a. die Bewilligung sportlicher Veranstaltungen einschließlich der in § 64 

Abs. 3 vorgesehenen Maßnahmen, 
 8. bis 16. … 
 16a. die Aufforderung an den Grundeigentümer gemäß § 91 Abs. 1, 
 17. bis 20. … 

§ 99. (1) bis (2e) … § 99. (1) bis (2e) … 
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(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
726 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen, 
 a) bis i) … 
 j) wer in anderer als der in lit. a bis h sowie in den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 

2c und 4 bezeichneten Weise Gebote, Verbote oder Beschränkungen so-
wie Auflagen, Bedingungen oder Fristen in Bescheiden nicht beachtet. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
72 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu 48 Stunden, zu bestra-
fen, 
 a) e) … 
 f) wer durch Arbeiten auf oder neben der Straße entgegen den Bestimmun-

gen des § 90 den Straßenverkehr beeinträchtigt, an Einfriedungen spitze 
Gegenstände anbringt, frisch gestrichene Gegenstände nicht kenntlich 
macht oder elektrisch geladene Drahteinfriedungen weniger als 2 m von 
der Straße anbringt (§ 91), 

 g) bis h) … 

(5) … 

(6) Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, 
 a) bis c) … 
 d) wenn durch eine Zuwiderhandlung gegen § 25 Abs. 3 oder gegen eine 

auf Grund des § 25 Abs. 1 oder 4 erlassene Verordnung auch ein abga-
benrechtlich strafbarer Tatbestand verwirklicht wird. 

(7) … 

(3) … 
 a) bis i) … 
 j) wer in anderer als der in lit. a bis h sowie in den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 

2c und 4 bezeichneten Weise Gebote, Verbote oder Beschränkungen so-
wie Auflagen, Bedingungen oder Fristen in Bescheiden nicht beachtet, 

 k) wer durch Arbeiten auf oder neben der Straße entgegen den Bestimmun-
gen des § 90 den Straßenverkehr beeinträchtigt. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
72 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu 48 Stunden, zu bestra-
fen, 
 a) e) … 
 f) wer an Einfriedungen spitze Gegenstände anbringt oder frisch gestriche-

ne Gegenstände nicht kenntlich macht (§ 91), 
 g) bis h) … 

(5) … 

(6) Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, 
 a) bis c) … 
 d) wenn durch eine Zuwiderhandlung gegen § 25 Abs. 3 oder gegen eine 

auf Grund des § 25 Abs. 1 oder 4 erlassene Verordnung auch ein abga-
benrechtlich strafbarer Tatbestand verwirklicht wird, 

 e) wenn Personen, die ein Kind bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr im 
Sinne des § 65 Abs. 1 beim Lenken eines Fahrrads beaufsichtigen, der 
Verpflichtung gemäß § 68 Abs. 8 nicht nachkommen. 
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